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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Dass der freiwerdende Sitz bei der SP bleiben sollte und vorzugsweise mit einer Frau
aus der lateinischen Schweiz zu besetzen sei, wurde nur gerade von der SVP bestritten.
Die Medien brachten die Regierungsrätinnen Micheline Calmy-Rey (GE) und Patrizia
Pesenti (TI) sowie die Genfer Nationalratspräsidentin Liliane Maury Pasquier als
aussichtsreichste Kandidatinnen ins Spiel. Als Aussenseiter wurde zudem der
Neuenburger Ständerat Jean Studer gehandelt. Von den Kantonalsektionen der SP
wurden zuhanden der SP-Fraktion diese vier sowie die Freiburger Regierungsrätin Ruth
Lüthi vorgeschlagen. Dabei führte die Nomination von Lüthi zu einer vor allem von
Medienschaffenden ausgetragenen Polemik zwischen der Deutsch- und der
Welschschweiz. Da Lüthi, welche seit 30 Jahren in der offiziell französischsprachigen
Stadt Freiburg wohnt und dort auch ihre gesamte politische Karriere absolviert hat, im
Kanton Solothurn aufgewachsen ist, wurde sie von einem Teil der welschen Medien
nicht als Kandidatin der französischen Schweiz anerkannt. Nachdem die Leitung der SPS
der Fraktion empfohlen hatte, auf die Kandidatinnen aus der Romandie (d.h. Calmy-
Rey, Maury Pasquier und Lüthi, nicht aber die Tessinerin Pesenti und der Neuenburger
Studer) zu setzen, nominierte diese Micheline Calmy-Rey und Ruth Lüthi, wobei klar
wurde, dass sie die Genferin bevorzugte. 1

ANDERES
DATUM: 20.11.2002
HANS HIRTER

Organisation der Bundesrechtspflege

Zu einem grossen Schlagabtausch regionaler Interessen kam es im Ständerat bei der
Frage des Standorts der beiden neuen Gerichte. Die Kommissionsmehrheit
unterstützte den Vorschlag des Bundesrates (Aarau und Freiburg); eine aus Marty (fdp,
TI), Dettling (fdp, SZ), Schweiger (fdp, ZG) und Slongo (cvp, NW) gebildete Minderheit war
für Bellinzona und St. Gallen. (Zu dieser Minderheit gehörten bezüglich Bellinzona auch
noch Stadler (cvp, UR) und bezüglich St. Gallen Bürgi (svp, TG)).  Die Befürworter dieser
Standorte versuchten einerseits darzulegen, dass bezüglich der vom Bundesrat
angeführten sachlichen Kriterien für die Standortwahl (vor allem Distanz zu den
Bevölkerungszentren und Personalrekrutierung) auch Bellinzona und St. Gallen geeignet
seien. Viel stärker berücksichtigt werden müsse aber das staatspolitische Element einer
Dezentralisierung der eidgenössischen Institutionen, und dieses spreche eindeutig für
Gerichtssitze in der italienischsprachigen Schweiz und der Ostschweiz. Mit jeweils 26:15
Stimmen beschloss der Ständerat, das Bundesstrafgericht in Bellinzona und das
Bundesverwaltungsgericht in St. Gallen anzusiedeln. Im Nationalrat empfahl die
Kommission ebenfalls, allerdings mit nur knapper Mehrheit, die Standorte Aarau und
Freiburg. Nachdem sich nahezu alle Abgeordnete aus den betroffenen vier Kantonen
für ihre Region eingesetzt hatten, beschloss der Rat mit 123:61 Stimmen, Bellinzona den
Vorzug vor Aarau zu geben. Knapper war der Entscheid beim wesentlich
personalreicheren Bundesverwaltungsgericht. Nachdem Freiburg und St. Gallen je 92
Stimmen auf sich vereinigt hatten, gab die Ratspräsidentin Maury-Pasquier (sp, GE) den
Ausschlag für Freiburg. Da aber der Ständerat auf seinem Entscheid für St. Gallen
beharrte, gab die grosse Kammer mit 95:84 Stimmen nach. Der Ständerat
verabschiedete anschliessend eine Empfehlung Lombardi (cvp, TI) (02.3377), welche
den Bundesrat auffordert, die Bundesverwaltung zu dezentralisieren und dabei vor
allem Freiburg und Aarau zu berücksichtigen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2002
HANS HIRTER
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Wahlen

Kantonale Ersatzwahlen

Im März bestimmten die Genferinnen und Genfer den Sozialdemokraten Charles Beer
zum Nachfolger für Micheline Calmy-Rey (sp), die in den Bundesrat gewählt worden
war. Der Gewerkschafter Beer, den die SP-Delegierten statt der ehemaligen
Nationalratspräsidentin und Bundesratskandidatin Liliane Maury Pasquier nominiert
hatten, erzielte 49,4% der Stimmen. Seine bürgerlichen Gegner François Longchamp
(fdp) und André Reymond (svp) erhielten 41,8% resp. 8,8% der Stimmen. Damit gelang
es den Freisinnigen – gemäss Zeitungskommentaren auch wegen der Kandidatur der
SVP – nicht, in die Regierung zurückzukehren, in der sie seit 2001 nicht mehr vertreten
sind. 3

WAHLEN
DATUM: 02.03.2003
ROMAIN CLIVAZ

Eidgenössische Wahlen

Rücktritte
24 Nationalräte und 14 Ständeräte traten auf das Legislaturende hin aus ihrem Rat
zurück. Unter den zurücktretenden Nationalräten versuchte nur Liliane Maury-Pasquier
(sp/ps, GE) NR/CN) den Übertritt in den Ständerat. Die FDP hatte im Nationalrat 6
Rücktritte und im Ständerat 5 Rücktritte zu verzeichnen. Bei der SP traten 6
Nationalräte und 3 Ständeräte zurück, bei der CVP 3 Nationalräte und 4 Ständeräte, bei
der SVP 6 Nationalräte und 2 Ständeräte. Bei den Grünen trat eine Nationalrätin zurück.
Die Rücktrittsquote betrug insgesamt im Nationalrat 12% und im Ständerat 30,4%.
Diese Quote ist im Vergleich zu 2003 in beiden Räten gesunken, insbesondere im
Nationalrat gab es viel weniger Rücktritte. Jedoch reichten einige bekannte
Parlamentarier ihren Rücktritt ein. Unter den zurücktretenden Ständeräten waren Trix
Heberlein (fdp, ZH), Hans Fünfschilling (fdp, BL), Thomas Pfisterer (fdp, AG), Françoise
Saudan (fdp, GE), Christiane Langenberger (fdp, VD), Christiane Brunner (sp, GE), Hans
Lauri (svp, BE), Hans Hofmann (svp, ZH) und Franz Wicki (cvp, LU). Auf eine Wiederwahl
in den Nationalrat verzichteten unter anderen Gerold Bührer (fdp, SH), Peter Vollmer
(sp, BE), Remo Gysin (sp, BS), Hermann Weyeneth (svp, BE), Rolf Hegetschweiler (fdp,
ZH), Jean-Paul Glasson (fdp, FR), Michel Béguelin (sp, VD) und Barbara Haering (sp, ZH). 4

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Conseil fédéral a réitéré sa volonté de soutenir la Genève internationale. Il a
affirmé dans un rapport qu’il ciblerait ses efforts sur des domaines prioritaires tels que
les droits de l’homme et le développement durable et qu’il entendait y consolider la
présence internationale par la qualité plutôt qu’en tentant de l’augmenter. La ville de
Genève compte une vingtaine d’organisations internationales et quelques 120 ONG.
Près de 140 Etats y sont représentés et 30'000 personnes sont employées dans ce
secteur. Ce rapport a été publié peu après un postulat Maury Pasquier (ps, GE),
transmis par le Conseil national, qui priait le Conseil fédéral de présenter un rapport
annuel sur la «Genève internationale», afin que les parlementaires aient d’autres
occasions de s’exprimer sur le sujet que lors de demandes de crédits de construction. 5

POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Gute Dienste

Un postulat Maury Pasquier (ps, GE) a demandé au Conseil fédéral d’effectuer au plus
vite deux démarches relatives à la situation au Proche-Orient. Le Conseil fédéral devait
tout d’abord évaluer la faisabilité d’une rencontre des parties contractantes des
Conventions de Genève du 12 août 1949, pour examiner la question de la construction
du mur israélien dans les territoires occupés. Il devait ensuite, le cas échéant,
convoquer, en sa qualité d’Etat dépositaire des Conventions de Genève, une telle
réunion. Le Conseil national a adopté ce postulat, comme le lui avait proposé le
gouvernement. 6

POSTULAT
DATUM: 08.10.2004
ELIE BURGOS
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Entwicklungspolitik

Par le biais d’un postulat Maury Pasquier (ps, GE) transmis par la chambre du peuple, le
Conseil fédéral a été prié de respecter les engagements pris lors de la Conférence
internationale du Caire en 1994. Il s’agit notamment de promouvoir la coopération au
développement dans le domaine de l’éducation sexuelle et de la planification familiale,
ceci dans le but d’améliorer le statut de la femme. 7

POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Guisan seinerseits bekämpfte drei gesundheitspolitische Postulate, nämlich jenes von
Dormann (cvp, LU), welches die Übernahme der Kosten für die ärztlich verschriebenen
Verhütungsmittel durch die Krankenkassen beantragte (Po. 97.3505), sowie jenes von
Maury Pasquier (sp, GE), das eine Leistungspflicht der Krankenkassen bei Sterilisationen
vorsehen wollte (Po. 97.3506). Im dritten Fall, einem Postulat Wiederkehr (ldu, ZH), das
eine Beimengung von Vitamin B9 in einzelne Nahrungsmittel anregte, um gewissen
Geburtsgebrechen vorzubeugen, fand Guisan die Unterstützung von Nationalrätin
Fankhauser (sp, BL). Auch bei diesen drei Vorstössen wurde die Beschlussfassung
vertagt. 8

POSTULAT
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Im Vorjahr hatte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Triponez (fdp, BE)
für einen über die Erwerbsersatzordnung (EO) finanzierten Mutterschaftsurlaub Folge
gegeben und seine Fachkommission (SGK) mit der konkreten Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage beauftragt. Diese sprach sich für einen vierzehnwöchigen
Mutterschaftsurlaub für unselbständig und selbständig erwerbstätige Mütter aus, mit
einem Erwerbsersatz von 80% des vor der Geburt des Kindes erzielten
durchschnittlichen Einkommens. Die Mutterschaftsentschädigung wird ins
Bundesgesetz über die Erwerbsersatzordnung für Dienstleistende in Armee, Zivildienst
und Zivilschutz aufgenommen. Parallel dazu schlug die Kommission vor, die
Grundentschädigung für Dienstleistende – mit Ausnahme der Rekruten – von heute
65% auf 80% des entgehenden Verdienstes heraufzusetzen. Auch der Bundesrat
unterstützte dieses Modell.

Im Plenum bekämpften der Freisinnige Wasserfallen (BE) und die SVP-Mitglieder der
Kommission die Vorlage erfolglos mit zwei Nichteintretensanträgen. Sie argumentierten
mit der erst drei Jahre zuvor erfolgten Ablehnung einer Mutterschaftsversicherung in
der Volksabstimmung und monierten, damit werde einmal mehr der Volkswille
missachtet. Die Befürworter erinnerten daran, dass die Mutterschaftsversicherung 1999
vor allem deshalb verworfen worden war, weil auch ein Teil der nichterwerbstätigen
Frauen einbezogen werden und die Finanzierung über die MWSt erfolgen sollte; mit der
neuen Lösung würden nur erwerbstätige Frauen berücksichtigt, welche seit jeher
Beiträge in die EO einbezahlen. Zudem seien die Kosten des Modells moderat. Die
Kommission bezifferte sie auf CHF 543 Mio jährlich, CHF 483 Mio. für die
Mutterschaftsleistungen und CHF 60 Mio. für die Erhöhung der Entschädigung für die
Dienstleistenden. Bis 2008 würden die Reserven des EO-Fonds für die Finanzierung
ausreichen. Nachher müssten in zwei Schritten die Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerbeiträge von 0,3 auf 0,5 Promille angehoben werden. Um allfälligen
Referendumsgelüsten gar nicht erst Nahrung zu geben, appellierte Nationalrätin Fehr
(sp, ZH) – mit Triponez (fdp, BE), Meyer (cvp, FR) und Haller (svp, BE) Mitinitiantin des
neuerlichen Anlaufs – bereits in der Eintretensdebatte an den Rat, keinen
weitergehenden Anträge zuzustimmen, da sie die Vorlage gefährden könnten.

In der Detailberatung fand Fehr Gehör, allerdings nicht bei ihrer eigenen Partei. Diese
unterstützte zusammen mit den Grünen zwei Anträge Maury Pasquier (sp, GE), die einen
sechzehnwöchigen Mutterschaftsurlaub und den Einbezug von Adoptiveltern
verlangten. Beide Anträge scheiterten mit 65 zu 57 resp. 84 zu 57 Stimmen. Abgelehnt
(mit 91 zu 63 Stimmen) wurde auch ein Antrag Stahl (svp, ZH), der die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2002
MARIANNE BENTELI
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Mutterschaftsversicherung auf Frauen ausweiten wollte, die im Betrieb des Ehemannes
mitarbeiten. Wenig Verständnis fand ein Antrag Wasserfallen (fdp, BE), der dafür
plädierte, auch den nichterwerbstätigen Müttern Leistungen der EO auszurichten. Da
Wasserfallen 1999 die Ausdehnung auf die Nichterwerbstätigen an vorderster Front
bekämpft hatte, wurde er verdächtigt, er wolle mit dem Antrag die ganze Vorlage zu Fall
bringen. Nicht einmal die CVP, die dieses Anliegen 1995 in die Diskussion gebracht und
wie eine Löwin dafür gekämpft hatte, mochte sich für den Antrag zu erwärmen, der mit
119 zu 33 Stimmen verworfen wurde. Engelberger (fdp, NW), der verlangte, auch die
Entschädigungen für die Rekruten seien anzuheben, wurde auf eine in Zusammenhang
mit „Armee XXI“ geplante EO-Revision vertröstet. Am Ende passierte die Vorlage mit 129
zu 27 Stimmen. Die Nein-Stimmen stammten von einer Mehrheit der männlichen SVP-
Abgeordneten sowie von den beiden Freisinnigen Wasserfallen (BE) und Bosshard (ZH).
Von der SVP stimmten die beiden Frauen Gadient (GR) und Haller (BE) sowie Hassler
(GR), Siegrist (AG), Joder und Weyeneth (beide BE) dafür. 9

Im Nationalrat wehrte sich Triponez vehement gegen einen Einbezug der Adoption. Er
machte insbesondere geltend, dass – anders als bei leiblicher Geburt – im Arbeitsrecht
kein Arbeitsverbot während acht Wochen nach einer Adoption bestehe. Deshalb sei die
Lösung des Ständerates sowohl aus sachlichen wie auch referendumspolitischen
Gründen abzulehnen. Mit 90 zu 60 Stimmen setzte er sich gegen Maury Pasquier (sp,
VD) durch, welche aus Gründen der Gerechtigkeit auch den Adoptivmüttern Leistungen
gewähren wollte. In der Frage der Dauer der vorgängigen Erwerbsarbeit schloss sich die
grosse Kammer hingegen der kleinen an. Der Ständerat hielt im Grundsatz daran fest,
dass seine Lösung bezüglich Adoption ihre Berechtigung habe, insbesondere da sie
kaum mit zusätzlichen Kosten verbunden wäre. Aus abstimmungstaktischen
Überlegungen schloss er sich aber mit 21 zu 12 Stimmen dem Nationalrat an. In der
Schlussabstimmung passierte die Vorlage im Nationalrat mit 146 zu 41 Stimmen;
dagegen stimmten lediglich eine grosse Mehrheit der SVP-Fraktion sowie einige
Rechtsfreisinnige; im Ständerat wurde sie mit 31 zu 6 Stimmen angenommen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.2003
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Anfang Mai einigten sich die Gewerkschaften SGB und CNG darauf, gemeinsam eine
Volksinitiative für eine obligatorische Taggeldversicherung zu lancieren. In den Genuss
dieser Versicherungsform, für die eine Finanzierung über Lohnprozente vorgesehen ist,
sollen vor allem Arbeitnehmer und Arbeitslose kommen. Auf der Leistungsseite
verlangten die Gewerkschaften eine Mindestregelung, welche etwa den heutigen
üblichen Standards in Gesamtarbeitsverträgen gleichkommt. Der obligatorisch
versicherte Lohn entspräche dem Plafonds der Unfallversicherung (heute 97'200 Fr.).
Die Taggelder hätten 80% des versicherten Verdienstes und bei den Arbeitslosen die
volle Entschädigung durch die ALV abzudecken und würden ab dem 31. Krankheitstag
ausbezahlt. Für die ersten 30 Krankheitstage verpflichtet die Initiative die Arbeitgeber
zur Lohnfortzahlung. Im Nationalrat versuchten zwei Abgeordnete, den Bundesrat mit
Motionen zu beauftragen, die Taggeldversicherung wieder in die obligatorische
Grundversicherung aufzunehmen und so auszugestalten, dass sie zu einer echten
Erwerbsausfallversicherung wird. Die Motion Schmid (cvp, VS) wurde als Postulat
überwiesen (Mo. 97.3173), die Motion Maury Pasquier (sp, GE) hingegen auf Antrag von
Hess (cvp, ZG) abgelehnt (Mo. 97.3294). 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.10.1998
MARIANNE BENTELI

Nicht behandelt werden konnten im Berichtsjahr zwei Postulate, welche die paradoxe
Situation thematisierten, dass die Krankenkassen heute die Kosten für einen
Schwangerschaftsabbruch übernehmen, jene für die Prävention aber nicht.
Nationalrätin Dormann (cvp, LU) wollte den Bundesrat verpflichten, ärztlich verordnete
Verhütungsmittel in den Grundleistungskatalog aufzunehmen, Nationalrätin Maury
Pasquier (sp, GE) erhob die gleiche Forderung für die freiwillige Sterilisation (Po.
00.3363). Beide Parlamentarierinnen stellten fest, dass – abgesehen von ethischen
Überlegungen – Präventionsanstrengungen die Krankenversicherung letztlich weniger
kosten als die Abdeckung eines Schwangerschaftsabbruchs resp. einer Geburt, ganz zu
schweigen von den sozialen Kosten einer nicht gewollten oder nicht verantwortbaren
Schwangerschaft. Obgleich der Bundesrat bereit war, beide Postulate entgegen zu
nehmen, wurden sie von Abgeordneten der SVP bekämpft – jenes von Dormann von
Haller (BE), jenes von Maury Pasquier von Bortoluzzi (ZH) – und damit vorderhand einem
Beschluss des Rates entzogen. Noch weniger Erfolg hatte eine Motion Maury Pasquier

POSTULAT
DATUM: 06.10.2000
MARIANNE BENTELI
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zur Rückerstattung der Leistungen von Podologen für die Fusspflege bei Diabetikern
(Mo. 98.3481). Bundesrat Dreifuss erklärte, ihr Departement habe diese Frage bereits
geprüft und negativ entschieden, da diese Dienstleistung vom Pflegepersonal in
Spitälern und Heimen sowie den Spitex-Diensten angeboten werde; ein Grundsatz des
KVG sei es, keine neuen Berufsgruppen zur sozialen Krankenversicherung zuzulassen,
wenn eine Leistung schon von einer anderen anerkannten Berufsgruppe erbracht wird.
Die Motion wurde mit 62 zu 41 Stimmen abgelehnt. Ebenfalls verworfen wurde eine
Motion Gysin (sp, BS), die verlangte, die Krankentransporte sollten vollumfänglich (und
nicht wie heute in der Regel zu 50%) von der Grundversicherung übernommen werden
(Mo. 983620). Gysin dachte dabei vor allem an schwerst kranke Langzeitpatienten, die
mehrmals wöchentlich eine nicht zu Hause durchführbare Behandlung (Bestrahlung,
Dialyse usw.) benötigen. Bundesrätin Dreifuss erinnerte daran, dass diese Frage bei der
Einführung des neuen KVG geprüft worden sei, angesichts der schwierigen
Überprüfbarkeit aber nicht Eingang ins Gesetz gefunden habe. 12

Nationalrätin Maury Pasquier (sp, GE) nahm ein altes Anliegen wieder auf und verlangte
mit einer breit abgestützten parlamentarischen Initiative, die Geburtshäuser ins KVG
aufzunehmen, damit die Krankenkassen die Kosten für die Schwangerschafts- und
Geburtsbegleitung in diesen Institutionen übernehmen. In der ersten, 2003
gescheiterten Auflage der KVG-Revision war die Aufnahme gutgeheissen worden; sie
war dann aber in den Vorschlägen des Bundesrates zum Neuanlauf nicht wieder
aufgetaucht. Momentan gibt es in der Schweiz rund 15 Geburtshäuser, in denen pro
Jahr gut 1000 Kinder zur Welt kommen. Verglichen mit den 70'000 Geburten jährlich ist
die Bedeutung der Geburtshäuser immer noch marginal. Einzig die SVP wehrte sich
gegen diese Änderung mit der Behauptung, dies führe zu einer Mengenausweitung,
unterlag aber mit 103 zu 55 Stimmen deutlich. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.03.2006
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte sich der Ständerat zwar für die Ablehnung der Volksinitiative der SVP
„Für tiefere Krankenkassenprämien in der Grundversicherung“ ausgesprochen, gegen
den Bundesrat jedoch beschlossen, dem Begehren einen direkten Gegenvorschlag
entgegen zu stellen, ohne diesen bereits im Detail auszuarbeiten. Trotz Opposition
vornehmlich aus dem links-grünen Lager hatte der Nationalrat zugestimmt, den
Gegenvorschlag zumindest zu prüfen. Bei der inhaltlichen Debatte zur Volksinitiative
zeigte sich, dass diese einzig von der SVP-Fraktion unterstützt wurde. Ruey (lp, VD)
sprach von „Etikettenschwindel“ und Maury Pasquier (sp, GE) von „Populismus“. Die
Mehrheit des Rates war mit dem Bundesrat und dem Ständerat der Meinung, dass die
Initiative den sozialen und solidarischen Charakter der obligatorischen
Krankenversicherung aushöhle und eine Zweiklassenmedizin fördere. Die
Kommissionsmehrheit beantragte, auch den Gegenvorschlag abzulehnen. Sie vertrat die
Ansicht, dass der Gegenvorschlag Entscheide ohne vorgängige Abklärung präjudizieren
würde. So würde er neue Modalitäten in der Zusammenarbeit von Bund und Kantonen
einführen, die Vertragsfreiheit festschreiben sowie auf eine monistische Finanzierung
setzen. Die Kommissionsminderheit warb für den direkten Gegenvorschlag und
argumentierte, er enthalte zentrale Prinzipien, so etwa dass das Gesundheitssystem in
Richtung reguliertem Wettbewerb weiterentwickelt werden müsse. Auch die Sprecher
und Sprecherinnen der CVP-, der FDP- und der SVP-Fraktion unterstützten den
Gegenvorschlag. Bekämpft wurde er von der Ratslinken sowie von Bundesrat
Couchepin. Mit 109 zu 74 Stimmen votierte die grosse Kammer für den direkten
Gegenvorschlag. 14

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.09.2007
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Konkrete Forderungen stellte auch der Berner FP-Nationalrat Scherrer. Nach seinen
Vorstellungen sollte eine Ehefür nichtig erklärt werden, wenn ein Ehepartner nicht eine
Lebensgemeinschaft begründen, sondern die Vorschriften über den
ausländerrechtlichen Aufenthalt umgehen will. Der Bundesrat verwies auf bereits
bestehende Regelungen im Ausländer- und Bürgerrecht, gestand aber ein, dass es
dennoch zu Missbräuchen kommen könne, weshalb er bereit war, die Motion als
Postulat entgegen zu nehmen. Der Vorstoss wurde aber von den SP-Nationalrätinnen
Maury Pasquier (GE), von Felten (BS) und Thanei (ZH) bekämpft und damit vorderhand
der Diskussion entzogen. Gegen ein Postulat Heim (cvp, SO), welches die Einsetzung
einer Arbeitsgruppe verlangte, die Vorschläge ausarbeiten sollte, wie der
Rechtsmissbrauch bei der Eheschliessung zwecks Erlangen und Verlängerung der
Aufenthaltsbewilligung wirkungsvoll bekämpft werden kann, wurde von Thanei (sp, ZH)
und Vermot (sp, BE) opponiert und dessen Behandlung so ebenfalls auf einen späteren
Zeitpunkt verschoben. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

Asylpolitik

Nationalrat Hasler (svp, AG) wollte den Bundesrat mit einer Motion verpflichten, die
Informationsnetze vor Ort zu verbessern, um Migrationsströme in die Schweiz zu
vermeiden und die Eingliederung der Leute in ihrer Heimat zu verbessern. Die
Landesregierung, die auf die Tätigkeit der Schweizer Botschaften im Ausland und auf
die Mitarbeit in internationalen Organisationen verwies, beantragte Umwandlung in ein
Postulat; der Vorstoss wurde aber von Maury Pasquier (sp, GE) bekämpft und damit
vorderhand der Diskussion entzogen. 16

MOTION
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Gegen den Willen des Bundesrates überwies der Nationalrat – wenn auch nur knapp mit
68 zu 66 Stimmen  ein Postulat Maury Pasquier (sp, GE), welches die Landesregierung
ersucht, in Zusammenarbeit mit der Verwaltung die Empfehlungen der
interdepartementalen Arbeitsgruppe zur geschlechtergerechten Rechts- und
Verwaltungssprache von 1991 umzusetzen. Dem Parlament sollen künftig nur noch
Botschaften zugeleitet werden, die in allen Landessprachen geschlechtsneutral 
abgefasst sind. Der Bundesrates hatte sich vergeblich mit dem Argument, die
Anwendung dieses Prinzips würde im Französischen und Italienischen zu
unüberwindbaren Schwierigkeiten führen, gegen eine Annahme des Vorstosses
gewehrt. 17

POSTULAT
DATUM: 07.10.1999
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion forderte Nationalrätin Maury Pasquier (sp, GE) den Bundesrat auf, die
nötigen Schritte zu unternehmen, damit die Schweiz so rasch wie möglich das
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau unterzeichnen und ratifizieren kann. Das Protokoll, das Ende
1999 zur Unterzeichnung aufgelegt worden war, erlaubt zum einen Personen, die wegen
ihres Geschlechts diskriminiert werden, Einzel- oder Kollektivbeschwerden beim dafür
zuständigen UNO-Ausschuss einzureichen, wenn die innerstaatlichen Rechtsmittel
erschöpft sind; zum anderen beinhaltet es ein Untersuchungsverfahren, das es dem
Ausschuss ermöglicht, bei schwerwiegenden oder systematischen Verletzungen der
Frauenrechte eigene Ermittlungen aufzunehmen. Der Bundesrat beteuerte, dass er voll
und ganz hinter den Zielen des Fakultativprotokolls stehe; da die Schweiz gemäss
bisheriger Praxis Abkommen aber nur unterzeichnet, wenn sie diese auch ratifizieren
kann, müssten vorgängig die Auswirkungen auf die schweizerische Rechtsordnung
einlässlich geprüft werden. Aus diesem Grund beantragte er erfolgreich die
Umwandlung des Vorstosses in ein Postulat. 18

MOTION
DATUM: 15.12.2000
MARIANNE BENTELI
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Eine Gruppe von Parlamentarierinnen, denen neben Nationalratspräsidentin Maury
Pasquier (sp, GE) die Nationalrätinnen Gadient (svp, GR), Nabholz (fdp, ZH) und Zapfl
(cvp, ZH) angehörten, traf sich im März in Bamako (Mali) mit Parlamentarierinnen aus
Westafrika. Ziel des Erfahrungsaustauschs, der auf dem Hintergrund anstehender
Wahlen in Mali, Burkina Faso, Niger, Tschad und Benin stattfand, war, den
kandidierenden Frauen Rückendeckung zu geben und die Frauen generell zu einer
stärkeren Beteiligung am politischen Leben zu ermuntern. Alt Nationalrätin Leni Robert
(gp, BE), die das Treffen in Afrika koordinierte, bezeichnete das neu geschaffene
Netzwerk zwischen Parlamentarierinnen aus verschiedenen Ländern als einzigartig;
wohl gebe es internationale Parlamentarier-Organisationen, doch für die spezifische
Unterstützung von Frauen für Frauen in Parlamenten stehe keine Plattform zur
Verfügung. In einer zweiten Etappe will die Parlamentarierinnengruppe einen Austausch
mit Kolleginnen in den jungen Demokratien Osteuropas und den zentralasiatischen
Staaten aufbauen, die wie die fünf Länder Westafrikas zu den Schwerpunktländern der
Schweizer Entwicklungszusammenarbeit gehören. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.03.2002
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr verwarf der Nationalrat eine Motion Maury Pasquier (sp, GE), die eine
Kampagne zur Sensibilisierung der Frauen für politische Fragen forderte. Ebenfalls
abgelehnt wurde eine Motion Kiener Nellen (sp, BE) (Mo. 07.3375), mit der gesetzliche
Anpassungen verlangt wurden, um eine angemessene Vertretung der Geschlechter bei
den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern der eidgenössischen Gerichte zu
gewährleisten. 20

MOTION
DATUM: 20.03.2010
ANDREA MOSIMANN

1) Nominationen: Calmy-Rey und Maury Pasquier: TG, 14.10.02; Pesenti: Presse vom 18.10.02; LT, 25.10.02; Studer: TA,
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AB SR, 2002, S. 677 ff.
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7) BO CN, 1998, p. 2845.
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13) AB NR, 2006, S. 480 ff.
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